
Eundessozialgericht ‚_ „ ‚
5g13_11_35_gg_1_63 I m N a m e n d e s V o l k e 8

In dem Rechtsstreit

;fv
; _

Klägerin und Revisionsklägerin,

Verkündet am
15„ März 1966 ‘3

e g e n

eco.looonotonooooooo...ooooooooounoooooooncoooooooooooo

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 11„ Senat des Bundessozielgerichts auf die münd—

liche Verhandlung vom 15° März 1966 durch

Senatspräsident Dr" H a u e i s e n
— Vorsitzender —,

Bundesrichter S o n n e n b e r g 3
‚

und

Bundesrichter Dro B u s s ,
‚"?

Bundessoziolrichter L ä @ r ' - ‘„ und

Eundessozielrichter V i e h w e g e r ’ ". > A

für Recht erkannt:

Auf die Sprungrevision der Klägerin wird das Urteil des

Sozialgerichts Berlin vom 46„ Dezember 1965 aufgehoben,

soweit das Sozialgericht über die Versichertenrente von

Dezember 1958 bis März 1959 entschieden hat; insoweit
wird der Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Entschei—

dung an das Sozialgericht zurückverwieseno
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I.

Die Klägerin ist die Witwe und Rechtsnachfolgerin (% 65 Abs" 2
des Angestelltenversicherungsgesetzes —AVG—) des im Juli 4959

in Uruguay verstorbenen Eduard Fragt Dieser hatte im Dezember

4958 bei der Beklagten eine Rente beantragt„ Die Beklagte be—

willigte nach seinem Tode durch Bescheid vom 480 August 4959

ab April 4959 nach 5,9 Abs„ 4 Buchst. a des Fremd—und Auslands—
rentengesetzes (FAG) vom 70 August 4955 ein Altersruhegeld als
Kannleistung — der Bescheid ging der Klägerin im Februar 4960

zu —‚ durch einen weiteren Bescheid vom 540 August 4960 ”ver—

legte" sie den Renténbeginn auf Dezember 4958‚ Nach erfolglo—

sem Widerspruch (Widerspruchsbescheid vom 460 Oktober 4960)

und nach Klageerhebung durch die Klägerin berechnete sie die

Versichertenrente durch die Bescheide vom 27„ März 4964 und

470 August 4962 unter Festsetzung höherer Beträge neu„ Sie be—

handelte die Rente von Dezember 4958 bis März 4959 als Rente

wegen Berufsunfähigkeit und setzte sie für Dezember 4958 unter

Anwendung des FAG auf 200,20 DM (Bescheid vom 270 März 4964)

und für Januar bis März 4959 unter Anwendung des Fremdrenten—

und Auslanderenten—Neuregelungsgesetzes (FANG) vom 250 Februar

4960 (Artikel 6 5 6 Abs„ 4) auf 257,10 DM (Bescheid vom 47„
August 4962) fest‚

Das Sozialgericht (SG) Berlin wies die von der Klägerin gegen
die Berechnung der Versichertenrente und die von ihr und ihren

Kindern gegen die Berechnung der Hinterbliebenenrenten erhobe—

nen Klagen durch Urteil vom 460 Dezember 4965 abo Es ließ die

Berufung hinsichtlich der Versichertenrente aufgrund des

% 450 Nr„ 4'des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zuo

Die Klägerin legte mit Einverständnis der Beklagten für sich
lund ihre Kinder Sprungrevision ein, hielt die Revision aber

nur hinsichtlich der Versichertenrente für die Zeit von De—

zember 4958 bis März 4959 aufrechta Insoweit beantragte sie,

das Urteil des SG aufzuheben und die Beklagte unter Abän—

derung entgegenstehender Bescheide zu verurteilen, bei der
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Rentenberechnung die Verordnung über die Eingliederung

von Uns ice lern in die Reichsvcrsicherung — Umsiedler— VO

— vom 19„ Juni 1945 (RGBl I, S" 575) i.d‚Fa des % ? Abs° 2

der 40 Durchführun sverordnung zum FAG vom 51„ Juli 1954,

BGBl I 245, anzuwenden und die entsprechenden Stcigerungs—

beträ ge zusätzlich zu berücksichtigen‚ ‘

Nach der Meinung der Klägerin ergäbe sich alsdann für Dezem—
ber 1958 eine Rente von 264,60 DM und für Januar bis März

1959 — infolge “Verdrängung” der RANG—Rente durch die höhere

ERC—Rente — ein Monatsbetrag von 280,10 DM„

Die Beklagte beantragte, die Revision zurückzuweiseno

Das SG nahm in seinem Urteil ohne nähere Feststellung an, der

Ehemann der Klägerin sei Umsiédler im Sinne der Umsiedler_vo

gewesen° In tatsächlicher Hinsicht stellte es im wesentlichen

nur fest, daß der zuletzt in Uruguay \.ohnende Ehemann Beiträge

zur polnischen Rentenvc r.3icherung, zur Reichsversicherungsen—

stalt für Angestellte (hfl) und zur Eundesvcrs icherungscnü alt
für Angestellte (BfA) leistet e und daß die in Polen entr1cht c-

yten‘Eeit1äge von der Bel ;lagten rentenstcigernd berücks ichti t

\wu den° In rechtlicher Hinsicht war da S.SG der ■nsicht, die

Umsicdler—VO sei auf Auslandsleistungen nicht enuendbar, weil

das FAG Auslandsleistungen ausschließlich aus Versicherungs—
eiton und auf Grund von Versicherungsvcrhä lt1i1 s sen vorschc;’

die ers trebten Steigerungsbeträ ge seien ;edoeh nach 5 4 Absa 3

Umsiedler—VO Abgeltungsbeträge für die vor der Umsiedlung

urückgeleaten Beschäftigungszeitcn; eine überführung dieser

I}
?!

N

eiten auf die deutsche Rentenver sicherung habe nicht stat

geiunden‚ die Umsiedler—VO und das FAG enthielten auch keine

‚tr
;

% elung, nach de diese Zeiten den Eeitraaszeiten gleichge-

mt llt seieno

Demgegenüber hält die Klägerin ihr Verlangen gemäß % ) Abs„ 6
FAG für be1echti„t; die Abgeltung der früheren resolefti"ungs—

zeiten sei eine Folge der Umsiedlung und der anschlie %nd zur
reicLsgesetzli chen lxcntenversicherung erbrachten 11lichtbei—
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_träge; als besondere Vergünstigung für die mit der Umsiedlung

verbundenen Opfer müsse sie auch bei Auslondsleistungen nach

den 55 8 und 9 FAG stattfinden, zumal die Beschäftigungszeiten

nach der früheren Struktur der Rentenversicherung am ehesten

den Ersa zzeiten verwandt seieno

Im übrigen weist die Klägerin darauf hin, daß ihr “eigentliches

‘Revisionsinteresse” durch die Vorschrift des Arte 6 % 14 FAN
bestimmt werde; sie erhofft bei einer Anwendung der Umsiedler—VO

höhere Hinterbliebenenrenten (ua durch Anrechnung von 89 Monaten

früherer beruflicher Selbständigkeit ihres Mannes)o

II°

Die Sprungrevision ist in dem noch aufrecht erhaltenen Umfang

zulässig (5% 161 Abs" 1, 164 SGG) und auch begründeto

Aufgrund der wenigen tatsächlichen Feststellungen des SG ist der

Senat allerdings nicht in der Lage, alle Voraussetzungen des im

Revisionsverfahren noch streitigen Anspruchs zu prüfen; er muß

sich vielmehr auf die Frage beschränken, ob bei einer Auslands—

leistung nach @ 9 FAG auch Steigerungsbeträge nach 5 ? Abso 2

der 1„ DVO zum FAG (ioVomo @4 Abs„ 5 Nro 2 Unsiedler—VO) zur
Abgeltung solcher Besehäftigungszeiten zu gewähren sind, die

Umsiedler im Sinne der Umsiedler—VO vor der Umsiedlung zurück5e—

.legt haben" Diese Frage ist entgeben der Ansicht des SG zu be—

—jaheno

% 9 Abs° 1 FAG gestattet — unter weiteren Voraussetzungen —
Auslendsleistungen an Deutsche und frühere Deutsche, die ”in den

gesetzlichen Rentenversicherungen nach Reichsrecht, Bundesrecht

„oo versichert waren 000 zur vorläufigen Regelung ihrer aus den

genannten Versicherungsverhältnissen stammenden Ansprüche aaa,
falls der verpflichtete Versicherungsträger „oo stillgelegt

„ist“„ Nach den Feststellungen des SG war der Ehemann der Kläge—

rin sowohl nach Reichsrecht (Beiträge zur RfA) als auch nach ‘

Bundesrecht (Beiträge zur BfA) versicherte Für die hier vorzu—

nehmende Eet‘achtung m°g die Versicherung nach Iundesrecht auf

I \“
1 l
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sich beruhen; zur Beurteilung des Revisionsbegehrens genügt

jedenfalls die Versicherung bei der R£A, die nach dem Kriegs—

ende stillgelegt worden ist„ Demnach is;t zu prüfen, ob die

hlägerin hier einen aus dem Versicherungsverhältnis bei der

BfA stammenden Anspruch geltend macht‚ Auch das trifft zu°

Nach @4 Abs„ 4 Umsiedler—V01ad.l? des 5 5 Abs., 6 Nr., ; FAG

galten (die Unsiedler—VO ist du£ch Art‚ 7 € 5 Abs° 1 Buchsto

g FANG mit_Wirkung vom 1„ Januar 4959 aufgehoben werden)

“für Umsicdlcr, die nach der Umsiedlung bis zum 510 Dezember
1946 eine der reichsge5etz lichen Rentenversicherungspf licht

unterliegende Beschäftigung während mindestens 26 kochen

(6 Monaten) ausgeübt haben“ — diese Voraussetzung hält das
5G‚ wenn auch ohne nähere Feststellungen, offenbar für ge—
geben — “für die Leistu■gsgewährung bei Eintritt des Ver—

sicherungsfnlles nach 30iehsrecht die reichsrechtlichen

VO“schriften mit „„ BeSonderhei ten ; zu diesen Besonder—
heiten gehört — unter den hier 0 fenbg r nicht streiti{ en
Weiteren Voraussetzungen des 5 4 Abs" 5, 4„ Halbsatz

—
die Gewährung von Steigerungsbeträgen ”zur Abgeltung sämt—

licher vor der Umsiedlung zurückgelegten Beschäftigungs-

zeiten ohne Rücksicht auf die Zugehörigkeit zu einer 80—
zialvel sicherung im Herkunftsstaat“ Ihre Höhe war ursprüng—

lich in 9 4 Abs„ 5 Nr. 2 Umssiedler—VO pauschal bestimmt und
ist später in 5 7 der 10 EVO zum FAG, getrennt nach Versiche-

rung„— und ECSChäftigungszeiten, neu festgelegt werden" Hier—

n& h ist dem SG zwar zu2ustimmen % was auch die Klägerin ein—
räumt —, daß die vor der Umsiedlung zurückgelegten Beschäf—

tibiu■issseiten durch 5 4 der Umsiedler—VO keine reichséesetz—*
lichen Versicherungsz€iten geworden sind und da 8 sie auch

kein Versicherungsverhältnis bei einem deuts hen Rentenver—

sieherungsträger begründet haben (ausgenommen \.0hl den hier

nicht gegebenen Sonderfall des 3 4 Asse 4)o Desgleiehen trii‘ft

es zu, daß durch 5 4 Umsiedler—VO weder Ver pfli htungen

(An\crtschaftcn) eines nichtdeutschen Vers_cherung trägers
H&Ch Reichsrecht auf den deutschen Versieherungsträger“

‚\S 4 Abs„ 4 Nro 4 FAG) noch “Versicherungs zeiten aus einer

1—6—
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ausländischen Versicherung auf die reichsgesetzliche'Renten—

ve sicherung“ (% 8 Abs„ 4 Nr" 2 Buchst° b FAG) ”übergegangen
sind"" Diese Erkenntnis schließt jedoch Leistungen für die Be—

schäftigungszeiten nach dem FAG —nach 5 4 oder nach den 55 8
und 9 — nicht aus‚ Denn die Stcigerungsbeträge für die Be»

schäftigungszcitcn sind keine unmittelbare Rechtsfolge dieser

Zeiten (vgl° demgegenüber 5 16 Fremdrentcngesetz vom 250 Febru—

ar 1960), sondern eine Folge (Nebenfolge) der nach der Umsicd—

lung erbrachten Pflichtbeiträge; sie verkörpern einen zusätz—

lichen Anspruch aus dem durch Jene Ffiichtbciträge begründe—

ten Vcrsicherungsverhältnisa Demzufolge gelten die Steigerungs—

beträge auch als Bestandteil der für Jene Beiträge zu gewähren—

den Renten (vgl‚ % 4 Absa } Nr„ 2 Buchst„ c)„ Infolgedessen

sind die Steigerungsbeträge aber nach dem FAG immer dann mit—

zugewähren, wenn die einzelnen Vorschriften dieses Gesetzes

Leistungen für jene Pflichtbeiträge verschen„

Bei einer anderen Betrachtunésweise wäre die Gewährung von
Stcigerungsbeträgen für die vor der Umsiedlung zurückgelegten

Beschäftigungszcitcn im Rahmen des FAG weder nach 5 9 noch nach

den 55 1 und 8 möglich„ Das würde im Widerspruch zu den 5% 2
’und 5 Abs„ 6 FAG stehen, weil danach die Umsiedler—VO auch bei

Leistungen nach dem FAG anwendbar sein muß; die Auslandslci—

stungen bilden hiervon keine Ausnahme, zumal die 55 8 und 9 FAG

die "entsprechende Anwendung“ bzwo "die Berücksichtigung" der

SS 2 bis 6 FAG gebieteno ‘ ’ '

Das Ergebnis erscheint nicht unbillig, wenn man bedenkt, daß

die Umsiedler—VO durch ihre Vorschriften die Umsiedler in die

Reichsversieherung ”eingliedern” wollte, wie es sich aus dem

Titel der Verordnung und aus S 4 Abs° 2 ergibt!) Ein solches

Bingliederungsmittel war die Abgeltung der früheren Beschäf—‘

tigungszeiten, ein weiteres (ua) die Übernahme von Fremdrenten

des Herkunftsstaates durcheinen deutschen Versicherungsträger

(% 6)„ Ähnlich wie diese Fremdrcntcn übernemmen wurden, bedeu—

tet abcr auch die Abgeltung der früheren Eeschäftigungszeitcn

im praktischen Ergebnis nichts anderes als eine ”Übernahme“
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auf die Reichsversicherung (vgl° auch den durch das FAG aufge—
hobenen % 10 Abs, 4 Buchst‚ e und Abs„ 2)° Es ist deshalb
gerechtfertigt, die vor der Umsiedlung zurückgelegten Be—

schäftigungssciten auch bei Auslandslcistungen_nach dem FAG

nach wie vor ”abzugclten”, soweit sie nicht schon als Ver—

sicherungszeiten berücksichtigt werden sind"

vDa die Revision hiernach begründet ist und des Bundessozial—‘

gericht mangels hinreichender tatsächlicher Feststellungen

in der Sache selbst nicht entscheiden kann‚ muß ‘es Urteil

des SG hinsichtlich der Versichertcnrentc für die Zeit von

Dezember 1958 bis März 1959 aufgehoben und der Rechtsstreit

insoweit zu neuer Verhandlung und Entscheidung zurückver—

wiesen werden, wobei hier die Zurüekverveisung an das SG

und nicht an das Lendessozielgericht angezeigt ist (@ 470
«‘leo 5 SGG)„

Die Anwendbarkeit des Art„ 6 s 44 FANGauf die Hinterbliebe—
nenrcntcn ist nicht Gegenstand des Revisionsvcrfchrens;

dem Sonst ist deshalb eine Stellungnahme hierzu verwehrto

Bei der neuen Entscheidung hat das SG auch über'die Kosten
des Revisionsverfahrens zu befinden°
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